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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 30, Mai 1958 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich der 
Niederlande über die Zusammenlegung der Grenzabfertigung 
und über die Einrichtung von Gemeinschafts- oder Betriebs- 
wechselbahnhöfen an der deutsch-niederländischen Grenze 

— Drucksache 1622 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Toussaint 


Wie die Bundesregierung in der Begründung zu 
dem vorliegenden Abkommen erklärt, entspricht 
auch dieses Abkommen den Anregungen und Grund- 
sätzen der Internationalen Genfer Abkommen vom 
iO. Januar 1952 zur Erleichterung des Grenzüber- 
gangs im Personen- und Gepäckverkehr mit der 
Eisenbahn sowie im Eisenbahngüterverkehr. Diese 
Grundsätze sollen nach dem vorliegenden Abkom- 
men auch für die Grenzabfertigung im Landstraßen- 
und Schiffsverkehr maßgebend sein. 

Das Ratifikationsgesetz wurde vom Plenum des 
Deutschen Bundestages am 16. März 1960 an den 
Finanzausschuß (federführend) und an den Aus- 
schuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen mit- 
beratend überwiesen. Der mitbeteiligte Ausschuß 
für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen hat die An- 
nahme der Vorlage empfohlen. 

Der federführende Finanzausschuß hat sich in sei- 
ner Sitzung am 23. Juni 1960 mit dem Ratifikations- 
gesetz befaßt und es gebilligt. Entsprechend der 
Empfehlung der Bundesregierung in ihrer Stellung- 
nahme zu den Vorschlägen des Bundesrates hält es 
der Ausschuß für zweckmäßig, das Zustimmungs- 
gesetz um einen Artikel 1 a zu ergänzen. Danach 
sollen die Bundesminister des Innern und der Finan- 


zen ermächtigt werden, ohne Zustimmung des Bun- 
desrates Rechtsverordnungen zu erlassen, die zur 
Durchführung bestimmter Vereinbarungen erforder- 
lich werden. 

Eine entsprechende Ergänzung hat der Deutsche 
Bundestag seinerzeit auch bei der Verabschiedung 
des Zustimmungsgesetzes zu dem Abkommen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik über nebeneinanderliegende 
nationale Grenzabfertigungsstellen und Gemein- 
schafts- oder Betriebswechselbahnhöfe an der 
deutsch-französischen Grenze beschlossen. Mit der 
Bundesregierung ist der Finanzausschuß der Auf- 
fassung, daß eine entsprechende Regelung nun auch 
bezüglich der von den gesetzgebenden Körper- 
schaften bereits verabschiedeten Abkommen mit der 
Republik Österreich und mit dem Königreich Belgien 
getroffen werden sollte; durch Artikel 1 a Abs. 2 soll 
die Ermächtigung zum Erlaß solcher Rechtsverord- 
nungen auch auf diese beiden Abkommen aus- 
gedehnt werden. 

Ich darf dem Hohen Haus die Annahme des Rati- 
fikationsgesetzes in der vom Finanzausschuß vor- 
geschlagenen Fassung empfehlen. 


Bonn, den 23. Juni 1960 

Dr. Toussaint 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1622 — mit der 

Maßgabe, daß folgender Artikel 1 a eingefügt wird: 

„Artikel 1 a 

(1) Die Bundesminister des Innern und der Finan- 
zen werden jeweils für ihren Geschäftsbereich er- 
mächtigt, ohne Zustimmung des Bundesrates die zur 
Durchführung von Vereinbarungen nach Artikel 1 
Abs. 4 des Abkommens über 

a) die zusammenliegenden nationalen Grenz- 
abfertigungsstellen einschließlich ihres 
Amtsbereichs und 

b) die Strecken, auf denen in Zügen oder auf 
Schiffen während der Fahrt von den Be- 
diensteten beider Staaten abgefertigt wer- 
den kann, 

erforderlichen Rechtsverordnungen zu erlassen. 

(2) Die Ermächtigung gilt auch für die Durch- 
führung von Vereinbarungen nach Artikel 1 Abs. 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich über Erleichterungen der Grenzabferti- 
gung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr 
(Bundesgesetzbl. 1957 II S. 581) und nach Artikel 1 
Abs. 3 des Abkommens vom 15. Mai 1956 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Belgien über die Errichtung nebeneinander- 
liegender nationaler Grenzabfertigungsstellen, über 
die Grenzabfertigung in Zügen während der Fahrt 
und über die Bestimmung von Gemeinschafts- und 
Betriebswechselbahnhöfen, im Verkehr über die 
deutsch-belgische Grenze (Bundesgesetzbl. 1958 II 
S. 190).", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 23. Juni 1960 


Der Finanzausschuß 

Neuburger Dr. Toussaint 

Vorsitzender Berichterstatter 
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